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AG Kita Landesjugendhilfeausschuss 
 

Auftrag:  

Beschluss-Reg.-Nr. 101/13 der 15. Sitzung des LJHA am 16.9.2013 

Auftrag der AG ist es, sich insbesondere mit der Fortbildung von Fachkräften in Kitas/ Tagespflege, der Umsetzung des Thüringer Bil-

dungsplanes bis 10 Jahre, der Umsetzung von Inklusionskonzepten, dem Teilhabe- und Beschwerdemanagement sowie dem Quali-

tätsanspruch an Fachberatung, Träger und Leitung von Kitas zu beschäftigen.  

 

Handlungsfeld 1: Kita-Leitung 

Anlass/ Problembeschreibung: 

 

Zunehmende Überforderung von Leitungskräften durch stetige Steigerung der Aufgabenvielfalt und des Aufgabenvolumens ;  

bei Kita-Leitungen 

Derzeit gibt es keine gesetzliche Regelung zur stellvertretenden Leitung 

 

bei Kita-Leitungen 

Handlungsbedarf 

Norm  

Zuständigkeit 

aktuelle (gesetzli-

che)Regelung 

Empfehlungen der AG 

Leitungsanteil Land  §14 Abs. 2 ThürKitaG  Wegfall der Kappungsgrenze (ab 100 Kinder) 

 Erhöhung der Leitungsanteile für kleine Kitas (unter 50 
Kinder auf eine ½ Stelle Leitungsanteil) 

Regelungen zur 

Stellvertreterregelung 

Land 

Träger  

derzeit keine gesetzl. 

Regelung 

nur aktuelle tarifliche 

 gesetzl. Regelung (Funktionsbeschreibung und An-
rechnung auf den Personalschlüssel) zur Stellvertre-
tung schaffen 
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Kommune Regelungen vorhan-

den 

 

 

Qualifizierung/ Fort-

bildung der Leitungs-

kräfte 

Land 

Kommune 

Träger 

aktuell keine eigenen 

Studiengänge für Kita-

Leitungen vorhanden 

§§ 14 Abs. 4, 15 Thür- 

KitaG 

 

 Einführung eines Studiengangs für Leitungskräfte an 
Fachhochschulen/ Universitäten bzw. Zusatzausbil-
dung als Führungskraft innerhalb vorhandener Studi-
engänge ermöglichen 

 Erarbeitung eines abgestimmten modularen  Curricu-
lums für eine berufsbegleitende Zusatzqualifizierung 
von Leitungskräften 

 Ergänzend zu Fortbildung sollten Supervision und 
Coaching für Leitungskräfte angeboten werden 

 

 

Leitungsprofil Land 

 

Träger 

 

 

Landkreise 

bisher keine allge-

meingültigen Rege-

lungen vorhanden 

 Entwicklung einer fachlichen Empfehlung 
 

 Vorhalten von Stellenbeschreibungen als Bestandteil 
der Arbeitsverträge 

 Entwicklung eines Aufgaben – und Kompetenzvertei-
lungsplanes zwischen Träger, Leitung und Mitarbeitern 

 Evaluierung des Verwaltungsaufwandes, z.B. bei Bun-
desteilhabepaket und Einzelintegration und ggf. Redu-
zierung des Verwaltungsaufwandes 
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Handlungsfeld 2: Fortbildung   

Anlass/ Problembeschreibung: 

Bislang fehlt ein landeseinheitlicher Rahmen, wie Fortbildungskonzepte für pädagogische Fachkräfte im frühkindlichen Bereich 

zu entwickeln und umzusetzen sind. 

Ein solcher Rahmen soll die notwendigen Voraussetzungen zur Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung beschreiben, in-

dem  Standards für Fortbildungen formuliert und Vernetzungsstrukturen etabliert werden.  

Für die Förderung von Fortbildungen für frühpädagogische Fachkräfte durch den ESF ist es erforderlich, sich landesweit auf 

Standards zu verständigen und geeignete Fortbildungsgegenstände in einem Themenkatalog zu erfassen bzw. vorhandene 

Curricula (z.B. zum Thema Zusammenarbeit mit Eltern) landesweit einzusetzen.  

 

Handlungsbedarf Norm  

Zuständigkeit 

aktuelle (gesetzli-

che)Regelung 

Empfehlungen der AG 

Fortbildung der pädago-

gischen Fachkräfte der 

Kindertageseinrichtungen 

 

Aufgabe des Lan-

des und der Trä-

ger 

§ 15 Abs. 1 Satz 1 

ThürKitaG 

 

Erarbeitung von Fachlichen Empfehlungen des Lan-
des für Fortbildungen von pädagogischen Fachkräften 
im frühkindlichen Bereich. Diese Empfehlungen sollen 
Folgendes umfassen: 

 Erstellen von einrichtungsbezogenen Fortbildungs-
konzepten 

 Qualitätsstandards für Fortbildungen im frühkindli-
chen Bereich (an Kindertageseinrichtungen, Quali-
tätsmerkmale und Leistungen qualifizierter Bil-
dungsträger, Qualitätsmerkmale der Fortbildungs-
angebote, Qualitätsentwicklung und -sicherung) 

 Themenkatalog für Fortbildungen im frühkindlichen 

Bereich 

Definition und Qualifizie-

rung des Unterstüt-

zungssystems Maßgabe 

des Landeshaushalts  

 

Land/ ThILLM 

 

 

 

 

§ 15 Abs. 1 Satz 2 

ThürKitaG 

§ 15 Abs. 2 ThürKi-

taG 
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Land 

 

 

Träger, Kommune 

Thüringer Verordnung 

über die Aufgaben 

und Organisation des 

Instituts für 

Lehrerfortbildung, 

Lehrplanentwicklung 

und Medien vom 2. 

November 2011 

§ 15 Abs. 4 ThürKi-

taG 

§ 18 Abs. 8 ThürKi-

taG 

 

 

Zur Unterstützung und Beratung der pädagogischen 
Fachkräfte der Kindertageseinrichtungen und insbe-
sondere für die Fachberaterfortbildung im Rahmen der 
Qualitätsanforderungen an den frühkindlichen Bereich 
wird empfohlen, den Arbeitsbereich „Frühkindliche 
Bildung“ personell zu verstärken. 
 
 
 
Umsetzung der Fortbildungsverpflichtung 
 

 Sicherung der Fortbildungsverpflichtung durch 
angemessene Schlüsselzuweisungen des Lan-
des (200€/Pädagogische Fachkraft/Jahr) 

 

 Sicherung eines angemessenen Fortbildungs-
budget der Kitas im Rahmen der Betreiberver-
träge 
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Handlungsfeld 3: Fachberatung nach § 15a ThürKitaG 

Anlass/ Problembeschreibung: 

Durch die Etablierung und Finanzierung von Fachberatungsleistungen nach §15a/19 Absatz 4 ThürKitaG hat der Freistaat 

Thüringen eine wichtige und notwendige Voraussetzung für die Qualitätsentwicklung in den Tageseinrichtungen für Kinder ge-

schaffen. 

Die Pluralität in der Trägerschaft der Kitas muss sich auch in einer trägerspezifischen Ausrichtung von Fachberatung wieder-

finden. Um die angestrebte Qualitätsentwicklung in den Einrichtungen zu gewährleisten, müssen folgende Aspekte der weite-

ren Diskussion aufgegriffen werden: 

 Ausgestaltung der Leistung und Mittelverwendung  

 Qualifikationsanforderungen von Fachberatung 

 Zeiten für Fort- und Weiterbildung von Fachberatung 

 verbindliche trägerübergreifende Zusammenarbeit der Fachberatungen in den Gebietskörperschaften im Rahmen einer 

Fachberatungskonzeption  

 

Handlungsbedarf Norm  

Zuständigkeit 

aktuelle (gesetzliche) 

Regelung 

Empfehlungen der AG 

Ausbildungs- und 
Qualifikationsprofil 
von Fachberaterin-
nen und Fachbera-
tern 

Thüringer Ministe-
rium für Inneres 
und Kommunales 
(TMIK) 

Verweis auf § 15a 
Abs. 3 ThürKitaG 

 Überprüfung der gesetzlichen Anforderungen an 
Qualifikation von Fachberatung  

 

Fortbildung und 
Weiterqualifizierung 
von Fachberatung 

Thüringer Ministe-
rium für Bildung, 
Jugend und Sport 
(TMBJS) 

§ 4 Abs.7 ThürKitaVO  Entwicklung eines abgestimmten Fortbildungscurri-
culum in Zusammenarbeit mit den Hochschulen 
Fortschreibung der Fachlichen Empfehlung zur 
Fachberatung  
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Vereinbarung von 
Rahmenbedingun-
gen für Fachbera-
tungen 

Träger 
Landkreise 
kreisfreie Städte 

§ 15a Abs.2 ThürKi-
taG 

 Umsetzung des Subsidiaritätsanspruchs frei-
er Träger in Bezug auf Fachberatung  

 unbefristete Verträge zwischen öffentlichen 
freien Trägern zur Ausgestaltung der Fachbe-
ratung vor Ort 

 Ausgestaltung einer vereinfachten Nach-
weispflicht zur Fördermittelverwendung der 
Träger gegenüber dem Jugendamt 

 Entwicklung von Evaluationsinstrumenten zur 
Wirksamkeit von Fachberatung 
 

Verbindliche Etab-
lierung von Netz-
werkstrukturen in 
den Landkreisen/ 
kreisfreien Städten 

Träger 
Landkreise/  
kreisfreie Städte 

§ 4 Abs.7 ThürKitaVO Verbindliche Fachberatungskonzeption der Gebietskörper-
schaften, in der auch die Struktur eines Fachberatungs-
netzwerkes geregelt ist 
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Handlungsfeld 4: Inklusion  

Anlass/ Problembeschreibung: 

In Artikel 24 UN-Behindertenrechtskonventionen (BRK) von 2006 verpflichten sich die Vertragsstaaten, „ein inklusives Bildungssys-

tem auf allen Ebenen“ zu „gewährleisten“; im Thüringer KitaG §7 findet dies seinen Niederschlag (seit 2010). Inklusive Bildungssys-

teme haben u.a. das Ziel, „Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität sowie ihre geisti-

gen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen“ (BRK Art.24, Absatz 1 b). Dies verlangt gewaltige Verände-

rungsprozesse für die Akteure in der Thüringer Kita-Landschaft und für Kinder und deren Familien. Es existieren in Thüringen gute 

Ansätze, jedoch ist die praktische Umsetzung von vielfältigen Problemen gekennzeichnet: 

 

1. Kein tragfähiges Gesamtkonzept zur Weiterentwicklung einer inklusiven Kita-Landschaft (integrative und Regeleinrichtungen). 
Menschliche Diversität muss sich auch in unterschiedlichen Angebotsformen widerspiegeln. 

2. Erheblicher Verwaltungsaufwand bei der Beantragung von Leistungen zur Eingliederungshilfe und eine verzögerte bzw. ver-
schleppte Bewilligungspraxis. 

3. Bislang fehlen umfassende Fort- und Weiterbildungsangebote  sowie eine kontinuierliche Prozessbegleitung für pädagogische 
Fachkräfte, um notwendige Haltungsänderungen zu initiieren und das Fachwissen um inklusive Pädagogik zu erweitern.  

4. Bisher bestehen notwendige Vernetzungsstrukturen (in Landkreisen und kreisfreien Städten) noch nicht ausreichend. Hier feh-
len verbindliche und transparente Strukturen zur Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten Akteuren.  

5. Inklusion kann nur gelingen, wenn alle Akteure (pädagogische und medizinische Fachkräfte, Jugendamt, Kostenträger, Eltern) 
zu jedem Kind individuelle Fallbesprechungen führen und daraus Förderpläne ableiten.  

6. Eltern werden in dem Prozess der Beantragung von Leistung für ihr Kind nicht ausreichend unterstützt und begleitet. Beim 
Übergang von der Kindertageseinrichtung zur Grundschule fehlen aufeinander abgestimmte Inklusionskonzepte.   

7. Bauliche (barrierefreie) Voraussetzungen sind nicht ausreichend installiert. 
8. Personelle Voraussetzungen sind nicht ausreichend. 
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Handlungsbedarf Norm  

Zuständigkeit 

aktuelle (gesetzli-

che)Regelung 

Empfehlungen der AG 

Strategie zur Weiterentwicklung einer in-

klusiven Kitalandschaft 

Land, Kommune, Trä-

ger  

 

UN-BRK,  

§ 7 ThürKitaG  

 Entwicklung eines Gesamt-
konzeptes unter Federfüh-
rung des Landes, in Abstim-
mung mit Kommunen, Trä-
gern und Eltern , in dem zeit-
liche und inhaltliche Parame-
ter beschrieben werden und 
die individuellen Bedürfnisse 
von Kindern Berücksichtigung 
finden 

 Erarbeitung von Ausfüh-
rungsbestimmungen zu § 7 
Abs.2 ThürKitaG 

 § 24 ThürKitaG -  Ergänzung 
Inklusion  

Reduzierung des Verwaltungsaufwandes 

durch Vereinfachung der Bewilligungspra-

xis für die Einzelintegration 

Landessozialamt, öf-

fentliche Träger der 

Sozial- und Jugendhil-

fe, freie Träger der Ju-

gendhilfe 

§ 58 SGB XII  Verhandlung einer Rahmen-
vereinbarung zu angemesse-
nen Entgeltsätzen für die Ein-
zelintegration von Kindern 

 Bewilligung max. 6 Wochen 
nach Antragstellung 

Fort- und Weiterbildungsangebo-

te/Prozessbegleitung 

 

Land, Kommune, Trä-

ger 

  Analyse des Fortbildungsbe-
darfs zum Thema Inklusion 

 Entwicklung eines Fortbil-
dungskonzeptes (pädag. 
Fachkräfte / Fachberatung) 
unter Einbindung des Hand-
lungsfeldes 2 
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 Ziel: in jeder Kita ist mindes-
tens eine qualifizierte Fach-
kraft (zusätzlicher Stellenan-
teil) zum Thema Inklusion; 

 durch eine Fachgruppe auf  
Landesebene werden die 
Aufgaben und die Rolle die-
ser Fachkräfte beschrieben 
und bedarfsgerechte Angebo-
te entwickelt 

Aufbau von Vernetzungsstrukturen zur  

Zusammenarbeit der Akteure 

 

TMBJS, öffentliche 

Träger der Jugendhilfe, 

Sozialamt, Gesund-

heitsamt, Schulamt, 

Kreiselternvertreter 

Fachliche Empfehlungen 

(zu § 7 ThürKitaG) „Ge-

meinsame Förderung von 

Kindern“ 

 Initiierung regelmäßiger regi-
onaler Netzwerktreffen (Ebe-
ne Landkreise / kreisfreie 
Städte) durch das TMBJS  

 Netzwerktreffen aller 
Fachämter, Träger, Elternver-
tretungen zur Reflexion der 
Bewilligungspraxis und Wei-
terentwicklung 

 Berücksichtigung der Netz-
werkstrukturen in den Fachli-
che Empfehlungen (zu §7 
ThürKitaG) „Gemeinsame 
Förderung von Kindern“ 
 

Individuelle Fallbesprechungen und För-

derpläne 

 

Jugendamt, Sozialamt, 

Kita, Sorgeberechtigte 

§ 55 SGB XII, § 7 Abs. 3 

ThürKitaG 

 Regelmäßige und zeitnahe 
Abstimmungsgespräche aller 
Beteiligten zur Anpassung 
der notwendigen pädagogi-
schen, medizinischen und 
therapeutischen Leistungen 
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 Gleichberechtigte Zusam-
menarbeit aller Partner 

 Gesamtverantwortung Sozi-
alamt 

Unterstützung der Eltern bei der Beantra-

gung von Leistungen, insbesondere beim 

Übergang zur Schule 

 

Schulämter, Sozialäm-

ter, Kindertageseinrich-

tung, Schule 

§§ 6 Abs.3 u. 5, 7 ThürKi-

taG 

§ 4 Abs. 4 Punkt 6 

ThüKitaVO 

 Jährliche Netzwerktreffen 
zwischen Schulen, Schulamt, 
TQB, Kindertagesstätten im 
Landkreis/ kreisfreie Stadt zur 
gegenseitigen Information 

 Entwicklung eines Informati-
onsblattes für Eltern deren 
Kinder einen sonderpädago-
gischen Förderbedarf haben 
(welche Schulformen stehen 
zur Verfügung, wie läuft das 
Anmeldeverfahren, wer muss 
bei wem was beantragen etc.) 

 Vorverlegung der Schulan-
meldung auf zwei Jahre vor 
Einschulung des Kindes, um 
ggf. besondere Förderbedarfe 
umzusetzen 

Schaffung von baulichen Rahmenbedin-

gungen  

 

 

   alle Neubauten müssen inklu-
sive bauliche Voraussetzung 
bieten und Prüfauftrag bei 
Sanierungen  

 Übernahme dieser Kriterien in 
die Thüringer Bauordnung 

 Entwicklung von Sonderpro-
grammen von Bund und Land 
zur Schaffung inklusiver 
Rahmenbedingungen 
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Schaffung von personellen Voraussetzun-

gen (Quantität und Qualität) 

 

Land, Kommunen, Trä-

ger 

§ 14 ThürKitaG   Verhandlung von angemes-
senen Entgeltsätzen für die 
Kinder mit besonderen För-
derbedarf und Kinder mit Be-
hinderung 

 Entwicklung von multiprofes-
sionellen Teams 

 Prüfung der notwendigen / 
angemessenen Qualifikation 
und des Stellenumfanges 
entsprechend der Bedarfe 

 Möglichkeiten des Querein-
stieges für pädagogische/ 
heilpädagogische Fachkräfte 
schaffen 
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Handlungsfeld 5: Trägerqualität   

Anlass/ Qualitätsanspruch: 

Die Trägerqualität ist in Thüringen sehr unterschiedlich ausgeprägt. Verbindliche und transparente Qualitätsinstrumente gehö-

ren bereits zum Standard vieler Träger der freien und öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe. Jedoch besteht bei einigen Trägern 

noch erheblicher Handlungsbedarf. 

Durch die entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen müssen die Träger in die Lage versetzt werden, ihrer Verantwor-

tung hinsichtlich der Qualitätsentwicklung und -sicherung gerecht zu werden.  

 

Handlungsbedarf Norm  

Zuständigkeit 

aktuelle (gesetzliche) Regelung Empfehlungen der AG 

 Sicherung der Strukturqualität 
für die Betreibung von Kitas 

a)  Finanzen 

 

 

 

 

b)Personelle  Rahmenbedingun-
gen 

 

 

 

 

Land 

 

 

 

 

Land 

Kommune 

Träger 

 

 

 
 
a) §§ 18 u. 19 ThürKitaG 
Finanzierung der Kitas er-
folgt durch zweckgebun-
dene Zuschüsse des Lan-
des und Mitteln aus dem 
KFA 
 
 
b) § 14 Abs. 2 ThürKitaG  
Träger hat dafür zu sor-
gen, dass ganzjährig der 
erforderliche Personal-
schlüssel zur Verfügung 
steht. In vielen Regionen 
führen unterschiedliche 

 
 
a) komplette Umstellung der Fi-
nanzierung auf zweckgebundene 
Zuschüsse des Landes zur Ge-
währleistung der Planungssi-
cherheit von  Kommunen und 
Träger 
 
 
b) Um ganzjährig den erforderli-
chen Mindestpersonalschlüssel 
zu gewährleisten wird ein durch-
schnittlicher Personalschlüssel 
für das gesamte Kita- Jahr ver-
einbart (Grundlage: Anzahl der 
angemeldeten  Kinder zum 1.3). 
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c) Sächliche Rahmenbedingun-
gen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Land 

Träger 

 

 

 

 

 

 

Land 

Träger 

 

 

 

 

Stichtagsvarianten unter-
jährig zu Problemen bei 
der Umsetzung des ge-
setzlichen vorgeschriebe-
nen Mindestperso-
nalschlüssels (insbeson-
dere in ländlichen Regio-
nen). 
 
§ 14 Abs.1,Satz 3 ThürKi-
taG 
Einzelfallanerkennungen 
sind möglich. in der Praxis 
besteht keine Möglichkeit, 
zur befristeten Anerken-
nung für Quereinsteigern 
während einer berufsbe-
gleitenden Ausbildung 
zum Erzieher 
 
 
 
§ 13 Abs. 1 ThürKitaG 
Im Rahmen der BE-
Erteilung werden die er-
forderlichen pädagogi-
schen Nutzflächen unter-
schiedlich definiert. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf der Grundlage der Bestäti-
gung der Geeignetheit des Be-
werbers durch den Träger (z.B. 
durch halbjährliches Praktikum) 
wird eine befristete Einzelfallan-
erkennung gewährt. 
 
 
 
 
 
 
 
Eine konkrete Definition zu „Pä-
dagogischen Nutzflächen“ sollte 
in der ThürKitaVO erfolgen. 
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Prozessqualität 

 

 

 

 

 

 

 

Ergebnisqualität 

 

Bund 

Land 

Träger 

 

 

 

 

 

 

Land 

Träger 

§ 45 SGB VIII und 
§ 9 Abs. 3 ThürKitaG 
§ 15a KitaG 
Träger sind aufgefordert, 
Maßnahmen zur Quali-
tätsentwicklung und Siche-
rung zu ergreifen 
Fachberatung initiiert und 
begleitet Entwicklungs- 
und Veränderungsprozes-
se in der Praxis. 
 
 
 
§ 6 Abs. 4  ThürKitaG 
 
Kontinuierliche Selbst- und 
Fremdevaluation 
 
 

 

 

Alle Träger von Kitas erarbeiten 
trägerspezifische und verbindli-
che Grundlagen zur Qualitäts-
entwicklung und -sicherung. Die-
se beinhalten 
das Trägerleitbild, ein Manage-
ment- und Führungskonzept so-
wie transparente Kommunikati-
onsstrukturen. 
 
 
 
 
 
Alle Träger erarbeiten Verfahren 
zur Überprüfung der Leitungs-
und Einrichtungsqualität durch 
erprobte Evaluationsinstrumenta-
rien (Kinder- und Elternbefra-
gung, Selbstreflexion der Mitar-
beiter) 
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Handlungsfeld 6: Teilhabe- und Beschwerdemanagement  

Anlass/ Problembeschreibung: 

Mit den Neuregelungen des zum 01.01.2012 in Kraft getretenen Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) haben Träger die Aufgabe, 

Verfahren zur Beteiligung und Beschwerde zu etablieren. Dabei besteht ein Anspruch auf fachliche Beratung und Begleitung durch 

den überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.  

Bisher wurde eine Empfehlung zur Umsetzung von Partizipation von Kindern in Kindertageseinrichtungen erstellt. Eine Empfehlung 

zur Umsetzung von Beschwerde steht noch aus. 

 

Handlungsbedarf 

bezogen auf: 

Norm  

Zuständigkeit 

aktuelle (gesetzliche) 

Regelung 

Empfehlungen der AG 

Träger Land  

 

 

UN-KRK Artikel 12,  

§ 1631 BGB  

§§ 8b,  45 SGB VIII  

§ 9 Abs. 3 ThürKitaG 

 Entwicklung von fachlichen Empfehlungen 

 Beratung der Träger im Rahmen des Betriebserlaub-
nisverfahrens 

Leitung/ pädago-

gische Fachkräfte 

Träger 

Leitung 

Fachberatung 

§§ 8b, 45 SGB VIII  Träger unterstützt die Leitung bei der Etablierung ent-
sprechender Verfahren  

 Einarbeitung der Thematik in die pädagogische Kon-
zeption gemeinsam mit dem Team 

 Unterstützung der Erarbeitungsprozesse durch Fach-
beratung  
 

Eltern Leitung/Pädagogische § 10 Abs. 2 ThürKitaG  Anhörung des Elternbeirates 
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Fachkräfte 

Elternbeirat 

 

 Eltern über Beschwerdeverfahren in der Kita informie-
ren 
 

Kinder Leitung 

Pädagogische Fach-

kräfte 

§ 6 ThürKitaG   Angemessene Beteiligung von Kindern bei der Ent-
wicklung und Etablierung der Verfahren zur Beteiligung 
und Beschwerde in Alltagssituationen  
 

 


